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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohensteln, Köster, 
Frau Dr. Neumeister, Dr. Jenninger, Dr. Hammans, Burger 
und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Approbationsordnung für Arzte 


Durch die Approbationsordnung für Arzte vom 28. Oktober 1970 
wird das Medizinstudium neu geordnet. Im letzten Jahr des 
Studiums ist eine einjährige praktische Ausbildung in Kranken- 
anstalten vorgesehen. Abgesehen von den Fragen, die bereits 
Gegenstand der Kleinen Anfrage (Drucksache 7/797 und 7/906) 
waren, ergeben sich aus der Einführung eines praktischen 
Internatsjahres noch weitere Probleme, die der Klarstellung 
bedürfen. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Werden einheitliche Lernzielkataloge und Ausbildungs- 
pläne für das Internatsjahr ausgearbeitet? 

2. Durch welche Maßnahmen kann die Einhaltung dieser Lern- 
zielkataloge und Ausbildungspläne sichergestellt werden? 

3. Haben die Bundesländer entsprechend den Bestimmungen 
der Approbationsordnung für Arzte alle Voraussetzungen 
geschaffen, die praktische Ausbildung für Medizinstudenten 
im Internatsjahr sicherzustellen? 

4. Treffen wiederholt in der Öffentlichkeit geäußerte Beden- 
ken zu, daß die in Aussicht genommenen Lehrkranken- 
häuser auf ihre Aufgabe so gut wie überhaupt nicht vor- 
bereitet sind? 

5. Genießen die Studenten der Medizin während der prak- 
tischen Ausbildung im letzten Studienjahr (im Hinblick auf 
die besonderen Risiken einer Tätigkeit im Krankenhaus) 
den Schutz 

a) der Berufsgenossenschaften, 

b) einer ausreichenden Haftpflichtversicherung? 
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6. Wer bezahlt die Prämien für diese Versicherungen? 

7. Während der einjährigen praktischen Ausbildung - insbe- 
sondere bei Tätigkeit in Lehrkrankenhäusern außerhalb 
der Hochschulorte - entstehen für Medizinstudenten im 
Vergleich zu anderen Studiengängen höhere Lebenshal- 
tungskosten. 

Können diese erhöhten Kosten durch einen Zuschlag zu 
den Leistungen aus dem Bundesausbildungsförderungsge- 
setz abgegolten werden? 

8. Gibt es andere Möglichkeiten, die aus der Änderung der 
Approbationsordnung resultierenden höheren finanziellen 
Belastungen für Medizinstudenten abzugelten? 

9. Welche Urlaubsregelung ist für Medizinstudenten während 
des Internats] ahres vorgesehen? 

10. Handelt es sich bei der praktischen Ausbildung der Medi- 
zinstudenten um ein privatrechtliches Praktikantenverhält- 
nis, auf das die entsprechenden arbeits- und sozialrecht- 
lichen Bestimmungen anzuwenden sind (wie im Berufs- 
bildungsgesetz und anderen gesetzlichen Bestimmungen) 
oder handelt es sich um ein öffentlich-rechtliches Prakti- 
kantenverhältnis? 

11. Erbringt der Medizinstudent Dienstleistungen für das 
Krankenhaus, in dem er seine praktische Ausbildung er- 
hält? 

12. Wenn ja, welches Entgelt wird für angemessen gehalten? 

13. Wie soll das durch die neue Approbationsordnung ange- 
strebte Ziel einer verstärkten praktischen Ausbildung der 
Medizinstudenten erreicht werden, wenn der Student wäh- 
rend seiner Ausbildung nicht auch praktische Arbeits- 
leistungen, die der Patientenversorgung dienen, lernt und 
wiederholt durchführt? 


Bonn, den 24. Mai 1974 


Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
Köster 

Frau Dr. Neumeister 
Dr. Jenninger 
Dr. Hamanns 
Burger 

Carstens, Stückten und Fraktion 
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